
3.5      

Polizeiliche  Vernehmungen  von  Minderjährigen  und  Heranwachsenden  in Schulen  wer-

den mit Rücksicht  auf  die  schutzwürdigen Interessen der Betroffenen nur in Ausnahme-

fällen in  Betracht kommen, z. B. wenn eine richterliche Anordnung vorliegt, wegen der  

besonderen Tatumstände dort ermittelt werden muss, die Ermittlungen sonst erheblich 

erschwert würden oder der Ermittlungserfolg gefährdet wäre. Auf die Belange der Schule ist 

Rücksicht zu  nehmen; die  Schule ist  zu  verständigen (vgl.  Nr. 3.6.19  der Polizeidienst-

vorschrift (PDV) 382 „Bearbeitung von Jugendsachen“ (Ausgabe 1995)). Die Schülerinnen 

und Schüler sind von der Schule darauf hinzuweisen, dass es ihnen freisteht, sich vor der 

Polizei zur Sache zu äußern. Die Beachtung der Vorschriften über das Recht zur Aussage-

verweigerung, Zeugnisverweigerung oder Auskunftsverweigerung ist Sache der vernehmen-

den Polizeibeamten. Ist jedoch die Schule der Auffassung, dass eine minderjährige 

Schülerin oder ein minderjähriger Schüler wegen mangelnder Verstandesreife von der 

Bedeutung des Verweigerungsrechts keine zutreffende Vorstellung hat, so hat sie die 

vernehmenden Polizeibeamten unbeschadet  deren eigener Prüfungspflicht und 

unbeschadet deren Verantwortung darauf hinzuweisen. 
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